
ÜBERNAHMERECHTLICHE ANGABEN UND 
ERLÄUTERNDER BERICHT DES VORSTANDS

Diese Übernahmerechtliche Angaben und erläuternder 
Bericht des Vorstands sind Bestandteil des Zusammenge-
fassten Lageberichts 2017.

ZUSAMMENSETZUNG DES GEZEICHNETEN 
KAPITALS
Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft beträgt zum Ende 
des Berichtszeitraums € 182.498.900,00 und ist eingeteilt 
in 182.498.900 auf den Namen lautende Stückaktien. 

Verschiedene Aktiengruppen bestehen nicht. Mit allen Aktien 
sind die gleichen Rechte und Pflichten verbunden. Jede Aktie 
gewährt eine Stimme und ist maßgebend für den Anteil der 
Aktionäre am Gewinn. Hiervon ausgenommen sind von der 
Gesellschaft gehaltene eigene Aktien, aus denen der Gesell-
schaft nach § 71b AktG keine Rechte zustehen.

BESCHRÄNKUNGEN, DIE DIE STIMMRECHTE ODER 
DIE ÜBERTRAGUNG VON AKTIEN BETREFFEN

Übertragungsbeschränkungen
Schuldrechtliche Übertragungsbeschränkungen ergeben 
sich nach Kenntnis des Vorstands der Gesellschaft wie folgt: 

—— �Im Zusammenhang mit dem Börsengang der Gesell-
schaft wurde mit den Mitgliedern des Vorstands bzw. 
deren Beteiligungsgesellschaften bezüglich insge-
samt rund eine Million Aktien der Gesellschaft im 
Rahmen sog. Lock-Up Agreements vom 5. Juni 2017 
eine Haltefrist von zwölf Monaten ab dem ersten 
Handelstag vereinbart. Die Haltefrist endet mit Ablauf 
des 30. Juni 2018.

—— �Insgesamt 2.326.797 Aktien unterliegen aufgrund  
sog. Lock-Up Agreements und entsprechender Nach-
tragsvereinbarungen einer (verlängerten) Haltefrist 
von insgesamt 270 Tagen seit dem ersten Handelstag 
der Aktien der Gesellschaft an der Börse. Die Halte-
frist endete mit Ablauf des 27. März 2018.

Stimmrechtsbeschränkung 
Stimmrechtsbeschränkungen ergeben sich nach Kenntnis 
des Vorstands der Gesellschaft wie folgt: 

—— �Hinsichtlich 20.300 Aktien an der Gesellschaft beste-
hen gemäß §§ 71b, 71d AktG keine Stimmrechte.

—— �Die Mitglieder des Vorstands sind hinsichtlich der  
von ihnen bzw. für sie in Treuhand gehaltenen rund 
947.512 Aktien an der Gesellschaft nach Maßgabe  
des § 136 AktG bei der Ausübung ihres Stimmrechts 
beschränkt.

—— �Es besteht eine Vereinbarung zwischen denjenigen 
Aktionären, die vor dem Börsengang an der Gesell-
schaft beteiligt waren, ihr Stimmrecht in der ersten 
auf den Börsengang folgenden Hauptversammlung 
der Gesellschaft, in der der Aufsichtsrat neu gewählt 
wird und sofern diese Hauptversammlung vor Ende 
2019 stattfindet, dahingehend auszuüben, den Auf-
sichtsrat in einer bestimmten Zusammensetzung für 
eine bestimmte Amtsperiode zu wählen. Namentlich 
endet die zwischen den Aktionären vereinbarte Amts-
periode mit der Entlastung des Aufsichtsrats für das 
zweite vollständige Geschäftsjahr, das auf den 
Börsengang folgt.

Darüber hinausgehende Beschränkungen von Stimmrech-
ten können aufgrund von Vorschriften des Aktiengesetzes, 
etwa gemäß § 136 AktG sowie aufgrund kapitalmarktrecht-
licher Vorschriften, insbesondere gemäß §§ 33 ff. WpHG, 
bestehen.

BETEILIGUNGEN AM KAPITAL, DIE 10 % DER 
STIMMRECHTE ÜBERSCHREITEN
Zum Ende des Geschäftsjahres 2017 bestanden die folgen-
den direkten und indirekten Beteiligungen an der Delivery  
Hero AG, die die Schwelle von 10 % der Stimmrechte über-
schritten haben:

—— �Naspers Ventures B. V. (direkt);
—— �Naspers Limited (indirekt) mit eingetragenem Sitz  

in Kapstadt, Südafrika;
—— �Global Online Takeaway Group S. A. (direkt);
—— �Rocket Internet SE (indirekt) mit eingetragenem Sitz 

in Berlin, Deutschland.

Die angegebenen Beteiligungen der Naspers Ventures B. V. 
und Naspers Limited berücksichtigen noch nicht die Veröf-
fentlichung der Gesellschaft über die Gesamtzahl der 
Stimmrechte gemäß § 41 WpHG vom 7. Dezember 2017.

Nähere Informationen über die Höhe der vorstehend genann-
ten Beteiligungen können den Angaben zu den Stimmrechts-
mitteilungen (im Anhang des Jahresabschlusses 2017 der 
Delivery Hero AG sowie dem Punkt „Stimmrechtsmitteilun-
gen“ auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://
ir.deliveryhero.com/websites/delivery/German/6400/stimm-
rechtsmitteilungen.html entnommen werden.

Vor dem Schluss des Berichtszeitraums hat sich die Gesamt-
zahl der Stimmrechte aufgrund einer im Dezember 2017 
durchgeführten Kapitalerhöhung geändert. Die auf der 
Internetseite der Gesellschaft angegebenen Kapitalanteile 
berücksichtigen diese Änderung aufgrund einer entspre-
chend neu abgegebenen Stimmrechtsmitteilung nur hin-
sichtlich der Beteiligung der Global Online Takeaway Group 
S. A./Rocket Internet SE.
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AKTIEN MIT SONDERRECHTEN, DIE KONTROLL- 
BEFUGNISSE VERLEIHEN
Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verlei-
hen, bestehen nicht.

GESETZLICHE VORSCHRIFTEN UND BESTIMMUN-
GEN DER SATZUNG ÜBER DIE ERNENNUNG UND  
ABBERUFUNG VON VORSTANDSMITGLIEDERN 
UND DIE ÄNDERUNG DER SATZUNG
Nach § 6 Abs. 1 der Satzung besteht der Vorstand aus einer 
oder mehreren Personen. Die Anzahl der Personen wird 
vom Aufsichtsrat bestimmt. Der Vorstand der Delivery  
Hero AG besteht derzeit aus zwei Personen. Der Aufsichts-
rat bestellt die Mitglieder des Vorstands auf Grundlage der 
§§ 84, 85 AktG und § 6 Abs. 3 der Satzung für eine Amtszeit 
von höchstens fünf Jahren. Wiederbestellungen sind zuläs-
sig. Werden mehrere Personen zum Vorstand bestellt, kann 
der Aufsichtsrat gemäß § 6 Abs. 2 der Satzung einen Vor-
sitzenden sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden 
ernennen. Fehlt ein erforderliches Vorstandsmitglied, so 
hat in dringenden Fällen das Gericht auf Antrag eines Betei-
ligten ein Mitglied zu bestellen, § 85 Abs. 1 Satz 1 AktG. Bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes kann der Aufsichtsrat 
die Bestellung des Vorstandsmitglieds sowie die Ernennung 
zum Vorsitzenden des Vorstands widerrufen, § 84 Abs. 3 
Sätze 1 und 2 AktG.

Änderungen der Satzung beschließt die Hauptversammlung 
nach § 18 Abs. 2 der Satzung mit einfacher Mehrheit des bei 
der Beschlussfassung vertretenen Kapitals. Änderungen des 
Gegenstands des Unternehmens bedürfen einer Mehrheit, 
die mindestens drei Viertel des bei der Beschlussfassung 
vertretenen Grundkapitals umfasst.

Nach § 10 Abs. 4 der Satzung ist der Aufsichtsrat befugt, 
Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur deren Fas-
sung betreffen.

BEFUGNISSE DES VORSTANDS INSBESONDERE 
HINSICHTLICH DER MÖGLICHKEIT, AKTIEN 
AUSZUGEBEN ODER ZURÜCKZUKAUFEN
Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
€ 882.300,00 durch Ausgabe von bis zu 882.300 auf den 
Namen lautende Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhö-
hen (Genehmigtes Kapital/II). Das Bezugsrecht der Aktio-
näre ist ausgeschlossen. Das Genehmigte Kapital/II dient 
der Sicherung von Bezugsrechten auf Aktien, die im Rah-
men der Unternehmensfinanzierung an die Darlehensge-
ber bzw. deren Rechtsnachfolger gemäß des so genannten 
Loan and Escrow Agreement, abgeschlossen am 7. August 
2014, in seiner jeweils gültigen Fassung, aufgrund dieses 
Loan and Escrow Agreement und dem sogenannten Second 
Loan Agreement, abgeschlossen am 31. August/1. Septem-
ber 2015, in seiner jeweils gültigen Fassung, aufgrund die-
ses Second Loan Agreement ausgegeben werden.

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
€ 8.158.550,00 durch Ausgabe von bis zu 8.158.550 auf den 
Namen lautende Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhö-
hen (Genehmigtes Kapital/III). Das Bezugsrecht der Aktio-
näre ist ausgeschlossen.

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
€ 10.918.200,00 durch Ausgabe von bis zu 10.918.200 auf 
den Namen lautende Stückaktien gegen Bareinlagen zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital/IV). Das Bezugsrecht der 
Aktionäre ist ausgeschlossen. Das Genehmigte Kapital/IV 
dient der Erfüllung von Erwerbsrechten (Optionsrechten), 
die von der Gesellschaft in Ersetzung des bisher bei der 
Gesellschaft bestehenden virtuellen Beteiligungspro-
gramms an gegenwärtige oder frühere Arbeitnehmer und 
Geschäftsführer der Gesellschaft und ihrer verbundenen 
Unternehmen, Mitglieder des Beirats der Gesellschaft und 
sonstige Begünstigte, die für die Gesellschaft und ihre ver-
bundenen Unternehmen tätig sind oder waren, mit Wir-
kung ab dem 21. April 2017 gewährt oder zugesagt worden 
sind; Aktien aus dem Genehmigten Kapital/IV dürfen nur 
zu diesem Zweck ausgegeben werden.

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
€ 18.675.300,00 durch Ausgabe von bis zu 18.675.300 auf 
den Namen lautende Stückaktien gegen Bareinlagen zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital/V). Das Bezugsrecht der 
Aktionäre ist ausgeschlossen. Das Genehmigte Kapital/V 
dient der Erfüllung bereits vor dem 1. Januar 2017 begrün-
deter vertraglicher Ansprüche der Gesellschafter, die auf-
grund des Beschlusses vom 4. bis 9. Dezember 2016 zur 
Erhöhung des damaligen Stammkapitals neue Geschäfts-
anteile an der Delivery Hero GmbH (vor dem Formwechsel 
in die Delivery Hero AG) übernommen haben; Aktien aus 
dem Genehmigten Kapital/V dürfen nur zu diesem Zweck 
ausgegeben werden.
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Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
€ 12.890.100,00 durch Ausgabe von bis zu 12.890.100 auf 
den Namen lautende Stückaktien gegen Bareinlagen zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital/VI). Das Bezugsrecht der 
Aktionäre ist ausgeschlossen. Das Genehmigte Kapital/VI 
dient der Erfüllung vertraglicher Ansprüche derjenigen 
Aktionäre, die aufgrund des Beschlusses der Hauptver-
sammlung vom 29. Mai 2017 zur Erhöhung des Grundkapi-
tals neue Aktien der Delivery Hero AG gezeichnet haben; 
Aktien aus dem Genehmigten Kapital/VI dürfen nur zu die-
sem Zweck ausgegeben werden.

Der Vorstand war ursprünglich ermächtigt, das Grundkapi-
tal in der Zeit bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats um bis zu insgesamt € 25.000.000,00 durch Aus-
gabe von bis zu 25.000.000 neuen, auf den Namen lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder 
mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital/VII). Das Bezugs-
recht der Aktionäre ist nur in bestimmten Fällen ausgeschlos-
sen bzw. kann nur in bestimmten Fällen durch den Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats ausgeschlossen werden.

Der Vorstand hat am 5. Dezember 2017 unter Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals VII gemäß § 4 Abs. 8 der Satzung 
beschlossen, das Grundkapital der Gesellschaft gegen Bar-
einlagen von € 171.998.900,00 um bis zu € 10.500.000,00 
auf bis zu € 182.498.900,00 durch Ausgabe von bis zu 

10.500.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 
zu erhöhen. Die endgültige Anzahl der auszugebenden neu-
en Aktien wurde gemäß Beschluss des Vorstands vom 
6. Dezember 2017 auf 10.500.000 Stück festgelegt. Die 
Kapitalerhöhung und die Durchführung der Kapitalerhöhung 
wurden am 6. Dezember 2017 in das Handelsregister der 
Gesellschaft eingetragen. Das genehmigte Kapital beträgt 
nach teilweiser Ausschöpfung zum Ende des Berichtszeit-
raums noch € 14.500.000,00.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 61.219.560,00 
durch Ausgabe von bis zu 61.219.560 neuen, auf den Namen 
lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem rechneri-
schen Anteil am Grundkapital von € 1,00 je Aktie bedingt 
erhöht (Bedingtes Kapital 2017/I). Die bedingte Kapitalerhö-
hung dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von 
Wandlungs- oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von 
Wandlungs- oder Optionspflichten an die Inhaber oder Gläu-
biger von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldver-
schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldver-
schreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente), die 
aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm-
lung vom 13. Juni 2017 ausgegeben worden sind.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist nach Maßgabe der 
Ermächtigung der Hauptversammlung vom 13. Juni 2017 
unter Tagesordnungspunkt 4, lit. a) um bis zu € 3.485.000,00 
durch Ausgabe von bis zu 3.485.000 neuen, auf den Namen 
lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem rechne-

rischen Anteil am Grundkapital von € 1,00 je Aktie bedingt 
erhöht (Bedingtes Kapital 2017/II). Das Bedingte Kapital 
2017/II dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktien
optionen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptver-
sammlung vom 13. Juni 2017 unter Tagesordnungspunkt 4, 
lit. a) von der Gesellschaft im Rahmen des Aktienoptions-
programms 2017 in der Zeit ab Eintragung des Bedingten 
Kapitals 2017/II bis zum 30. Juni 2020 an Mitglieder des Vor-
stands der Gesellschaft, an Mitglieder der Geschäftsfüh-
rung verbundener Unternehmen sowie an ausgewählte 
Führungskräfte und Arbeitnehmer der Gesellschaft und 
verbundener Unternehmen im In- und Ausland ausgege-
ben werden.

Die vollständige Fassung der genannten Ermächtigungen 
ergibt sich aus der Satzung der Gesellschaft in der Fassung 
vom 6. Dezember 2017. Die aktuelle Fassung der Satzung 
der Gesellschaft ist dem Punkt „Satzung“ auf der Internet-
seite der Gesellschaft unter https://ir.deliveryhero.com/
websites/delivery/German/4400/satzung.html abrufbar.

Der Vorstand ist (respektive – hinsichtlich der Ermächtigung, 
eigene Aktien in Pfand zu nehmen – war) ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 12. Juni 2022 unter 
Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) 
eigene Aktien der Gesellschaft bis zu insgesamt 10 % des 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert 
geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermäch-
tigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu 
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erwerben oder – unter Befristung der Ermächtigung bis zum 
30. Juni 2017 – in Pfand zu nehmen. Die aufgrund dieser
Ermächtigung erworbenen und in Pfand genommenen
Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien der
Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben oder
in Pfand genommen hat und noch besitzt oder ihr nach den 
§§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 %
des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen.
Diese Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder
in Teilbeträgen, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke
durch die Gesellschaft, aber auch durch Konzernunterneh-
men oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder
der Konzernunternehmen ausgeübt werden. Die Ermächti-
gung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien
ausgenutzt werden.

WESENTLICHE VEREINBARUNGEN DER 
GESELLSCHAFT, DIE UNTER DER BEDINGUNG 
EINES KONTROLLWECHSELS INFOLGE EINES 
ÜBERNAHMEANGEBOTS STEHEN, UND DIE 
HIERAUS FOLGENDEN WIRKUNGEN
Wesentliche Vereinbarungen der Gesellschaft, die unter 
der Bedingung eines Kontrollwechsels infolge eines Über-
nahmeangebots stehen, bestehen nicht.

ENTSCHÄDIGUNGSVEREINBARUNGEN DER 
GESELLSCHAFT, DIE FÜR DEN FALL EINES 
ÜBERNAHMEANGEBOTS MIT DEN MITGLIEDERN 
DES VORSTANDS ODER MIT ARBEITNEHMERN 
GETROFFEN SIND
Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt, ihr Vorstands-
amt im Fall eines Kontrollwechsels innerhalb von drei Mona-
ten nach Eintritt des Kontrollwechsels mit einer Frist von 
drei Monaten zum Ende eines Kalendermonats niederzule-
gen. Die Wirksamkeit der Niederlegung des Amts führt 
zugleich zu einer Beendigung des Vorstandsdienstvertrags. 

Im Fall der Amtsniederlegung bei einem Kontrollwechsel 
hat das Vorstandsmitglied Herr Emmanuel Thomassin 
Anspruch auf Zahlung einer Entschädigung in Höhe von 
150 % des Abfindungs-Caps, die nicht mehr als die Restlauf-
zeit des Anstellungsvertrags vergüten darf (CoC-Cap). Im Fall 
der Amtsniederlegung bei einem Kontrollwechsel werden 
die von den Vorstandsmitgliedern Herrn Niklas Östberg und 
Herrn Emmanuel Thomassin gehaltenen Anreizinstrumente 
(z. B. Wandelschuldverschreibungen, Aktienoptionen) 
grundsätzlich unverfallbar bzw. sofort zugeteilt. Im Fall von 
Herrn Thomassin ist diesbezüglich ebenfalls das CoC-Cap 
anwendbar. Die Vorstandsverträge sehen jeweils eine Rege-
lung zur Urlaubsabgeltung bei Amtsniederlegung im Fall 
eines Kontrollwechsels vor. 

Sonstige Vergütungen sehen die Dienstverträge der Vor-
standsmitglieder für den Fall der Beendigung des Dienst-
verhältnisses aufgrund eines Kontrollwechsels nicht vor. 
Entsprechende Entschädigungsvereinbarungen mit Arbeit-
nehmern der Gesellschaft bestehen nicht.
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